Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/1862 


Sachgebiet 2126 


Vorblatt 


Gesetz zu den am 25, Juli 1969 beschlossenen 
Internationalen Gesundheitsvorschriften 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG bedürfen die von der 22. Welt- 
gesundheitsversammlung am 25. Juli 1969 beschlossenen Inter- 
nationalen Gesundheitsvorschriften der Zustimmung des Bun- 
desgesetzgebers, damit die Internationalen Gesundheitsvor- 
schriften innerstaatliches geltendes Recht werden. 


B. Lösung 

Durch den Gesetzentwurf ist die Zustimmung des Bundesgesetz- 
gebers herbeizuführen und die Bundesregierung zu ermächti- 
gen, mit Zustimmung des Bundesrates die Durchführungsver- 
ordnungen zu den Internationalen Gesundheitsvorschriften zu 
erlassen, soweit diese den Mitgliedstaaten der Weltgesund- 
heitsorganisation bestimmte Maßnahmen anheimstellen. 


C. Alternative 

Es wurden keine Alternativen erörtert. 


D. Kosten 

Bund, Ländern und Gemeinden werden bei der Durchführung 
des Gesetzes voraussichtlich keine Mehrkosten entstehen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu den am 25. Juli 1969 beschlossenen Internationalen 

Gesundheitsvorschriften 

— Drucksache VI/ 1567 — 


A. Bericht des Abgeordneten Spitzmüller 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 87. Sitzung am 16. Dezember 1970 dem 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit über- 
wiesen. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
28. Sitzung am 21. Januar 1971 beraten. Auf Grund 
der Erfahrungen mit der Choleraepidemie ist der 
Ausschuß zu der Auffassung gekommen, in Arti- 
kel 2 Nr. 14 anstelle von „Pocken-Impfbescheini- 


gung"' lediglich von „Impfbescheinigung" zu spre- 
chen. Außerdem akzeptierte er den Vorschlag des 
Bundesrates, in Artikel 3 des Vertragstextes die 
Worte „im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland" 
durch die Worte „im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes" zu ersetzen. 

Unter Berücksichtigung dieser Änderungen sprach 
sich der Ausschuß einstimmig für die Annahme der 
Gesetzesvorlage aus. 


Bonn, den 21. Januar 1971 


Spitzmüller 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W 1567 — 
mit der Maßgabe, daß 

1. in Artikel 2 Nr. 14 das Wort „Pocken-Impfbe- 
scheinigung" durch das Wort „Impfbescheini- 
gung" ersetzt wird, 

2. in Artikel 3 die Worte „im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland" durch die Worte „im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes" ersetzt wer- 
den, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 21. Januar 1971 


Der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit 

Spitzmüller 

Berichterstatter 


Hauck 

Vorsitzender 
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